
Klartext
SVP

Die Zeitung der Schweizerischen Volkspartei

A
ZB

 3
00

1 
B

er
n 

- P
re

is
 F

r. 
35

.- 
jä

hr
lic

h 
- e

rs
ch

ei
nt

 m
on

at
lic

h 
- 5

5 
00

0 
E

xp
l. 

- w
w

w
.s

vp
.c

h 
- k

la
rte

xt
@

sv
p.

ch
 - 

Fe
br

ua
r 2

01
6

Asylgesetzrevision	  12-13

Durchsetzungs-Initiative  3 - 5

JA zum Gotthard		        11

Ausdruck von Panik im Asylwesen.

Kriminelle Ausländer endlich 
ausschaffen!

Zuverlässig für die Schweiz und ihr 
Wirtschaftssystem.

     JA zur 
Ausschaffung krimineller 

Ausländer 

Endlich Sicherheit 
schaffen!

www.Durchsetzungs-Initiative.ch

PC 30-8828-5

Stimmzettel für die Volksabstimmung vom 28. Februar 2016

Antwort

Antwort

Antwort

JA

JA

NEIN

JA

Wollen Sie die Volksinitiative «Für Ehe 
und Familie – gegen die Heiratsstrafe» 
annehmen?

Wollen Sie die Volksinitiative «Zur Durch-
setzung der Ausschaffung krimineller 
Ausländer (Durchsetzungsinitiative)» 
annehmen?

Wollen Sie die Volksinitiative «Keine 
Spekulation mit Nahrungsmitteln!» 
annehmen?

Antwort
Wollen Sie die Änderung vom 26. September 
2014 des Bundesgesetzes über den 
Strassentransitverkehr im Alpengebiet 
(STVG) (Sanierung Gotthard-Strassen-
tunnel) annehmen?

MUSTER

JETZT an die Urne!



Am 28. Februar 2016 stimmen wir über die Durchsetzungsinitiative 
zur Ausschaffung von kriminellen Ausländern ab. 

Was will unsere Initiative? 

•	 Sie will die Sicherheit der Bevölkerung in der Schweiz erhöhen.
•	 Sie will, dass sich in der Schweiz auch die Gäste an unsere 

Gesetze halten.
•	 Sie will, dass kriminelle und unbelehrbare Ausländer unser Land 

verlassen müssen.
•	 Sie will, dass niemand in unserem Land Angst haben muss, 

Opfer von Verbrechen und Gewalt zu werden.
•	 Sie will unser friedliches Zusammenleben und unsere Freiheit 

schützen.

Die Durchsetzungsinitiative ist eine logische Konsequenz der Ereig-
nisse der letzten Jahre. Das Schweizer Volk hat vor über 5 Jahren 
Ja zur Ausschaffungsinitiative gestimmt. Das Parlament hat bei der 
Umsetzung - entgegen dem Volkswillen - eine Härtefallklausel in 
die Gesetzgebung eingebaut, die es den Richtern erlaubt, nach eige-
nem Ermessen zu beurteilen, ob ein krimineller ausländischer Täter 
unser Land verlassen muss oder nicht. Dies war nie der Wille des 
Schweizer Volkes, darum müssen die Bürgerinnen und Bürger nun 
mit der Durchsetzungsinitiative ihrem Willen nochmals Nachdruck 
verleihen.

Stellen Sie sich einmal das verheerende Signal vor, dass die Schweiz 
bei einem Nein zu unserer Volksinitiative aussenden würde. Es wäre 
das Signal für eine ganz neue Willkommenskultur. Eine Willkom-
menskultur für kriminelle Ausländer. Daher kämpfen wir auf der Sei-
te der Schweizerinnen und Schweizer und stehen und nicht auf jener 
Seite einer Clique von Politikern, Beamten, Professoren und Rich-
tern, die das Recht nach eigenem Gutdünken auslegen wollen und 
unsere Demokratie als lästiges Übel immer öfters geringschätzen. 
Verbrechen und Vergehen tun sie als Bagatellen ab und sind nicht 
bereit, für die Sicherheit und den Schutz, insbesondere auch für die 
Frauen in unserem Land, zu sorgen. 

Wir kämpfen, weil wir auf der Seite der Opfer stehen und nicht auf 
der Seite der Täter. Zum Wohle der Schweiz. 

Nationalrat Toni Brunner, Präsident der SVP Schweiz

Für eine sichere Schweiz 

Das Wort des ParteipräsidentenDie SVP in den Schweizer 
Medien im Januar



3JA zur Durchsetzungs-Initiative

Diesen klar formulierten Verfas-
sungsauftrag hat das Parlament 

unterlaufen, indem es eine Härtefall-
klausel in die Ausführungsbestimmun-
gen aufnahm. Diese ermöglicht den 
Richtern in jedem Fall, von einer Aus-
weisung abzusehen. Genau dies wollte 
die Ausschaffungsinitiative verhindern. 
Darum muss die Durchsetzungsinitiati-
ve diesen Fehler nun korrigieren.

Für Ausschaffungen gelten bestimm-
te Regeln und Voraussetzungen – so 
auch bei der Durchsetzungsinitiative:

•	 Die Durchsetzungsinitiative ent-
hält schwere Delikte wie Mord, 

Raub, Geiselnahme oder schwe-
re Körperverletzung, welche bei 
einer Verurteilung zwingend zu 
einer Landesverweisung führen 
müssen.

•	 Sodann enthält die Initiative eine 
Bestimmung, dass bei weiteren 
Delikten, welche die öffentliche 
Ordnung und Sicherheit beson-
ders gefährden, eine Verurteilung 
bei vorbestraften Tätern ebenfalls 
zu einer Landesverweisung führen 
muss. Voraussetzung ist eine Ver-
urteilung zu einer Freiheits- oder 
Geldstrafe in den vergangenen 
zehn Jahren.

Die Durchsetzungsinitiative schafft 
Sicherheit, indem sie die Rechtsord-
nung durchsetzt, Ausländerkrimina-
lität bekämpft und Wiederholungs-
taten verhindert. Davon profitiert die 
Bevölkerung, aber auch der Wirt-
schaftsstandort, welcher ebenfalls 
auf Rechtssicherheit und 
die Gewährleistung der 
öffentlichen Sicherheit 
angewiesen ist.

Die richtige Antwort zur richtigen Zeit
Mit der Ausschaffungsinitiative beschlossen Volk und Stände im November 2010, dass ausländische 
Straftäter, die wegen bestimmter Delikte verurteilt worden sind, zwingend des Landes verwiesen und mit 
einer Einreisesperre belegt werden sollen. 

von Nationalrat
Gregor Rutz
Zürich (ZH)

Ein Diebstahl eines Apfels im Gar-
ten des Nachbars mit gleichzeiti-
gem Übersteigen und leichten 
Beschädigung des Zaunes führt 
zu einer automatischen Aus-
schaffung.

Ein ausländischer Angestellter 
einer Chemiefirma, der zu hohe 
Kinderzulagen erhält und dies 
nicht meldet, wird automatisch 
ausgeschafft. 

Einer fährt wiederholt innerorts 
zu schnell und wird automatisch 
ausgeschafft.

Falsch ist Richtig ist

Einbrüche in den Dorfladen (mit Diebstahl einer Flasche Bier), in die 
Alphütte (Entwendung eines Salamis) oder in einen Garten (Klauen 
eines Apfels) sind vom Deliktskatalog nicht erfasst. Für eine zwin-
gende Landesverweisung ist die kumulative Erfüllung von Art. 139, 
Art. 144 und Art. 186 StGB Voraussetzung. Die Entwendung von 
Sachen von geringfügigem Wert jedoch ist nach Art. 139 i.V.m. Art. 
172ter StGB nur eine Übertretung und damit ein Delikt von anderer 
Qualität (privilegierender Tatbestand). Dieses Delikt ist vom Delikts-
katalog – zu Recht – so nicht erfasst.

Wer aus Versehen zu hohe Kinderzulagen erhält, wird aufgefordert, 
diese zurückzuzahlen. Fahrlässiges Handeln ist nicht strafbar; so 
steht es zum Beispiel auch in der Sozialhilfegesetzgebung des Kan-
tons Bern. 

Verkehrsbussen, Parkbussen etc. sind Übertretungen und werden 
weder vom Deliktskatalog der Durchsetzungs-Initiative erfasst, noch 
gelten sie als Vorstrafen. 
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Es geht um kriminelle Ausländer – 
nicht um arme Ahnungslose

Lügen über Lügen
Die in der medial unterstützten Ge-
genpropaganda vereinten Sprachroh-
re aus Politik, Justiz und Wirtschaft 
übertreffen sich täglich mit neuen 
Lügenbehauptungen zur Durchset-
zungs-Initiative. So wird der junge 
Ausländer der seinem Nachbarn ei-
nen Apfel aus dem Garten „klaut“ 
so wenig ausgeschafft, wie die aus-
ländische Putzfrau, die „vergisst“ 
zwei Arbeitsstunden mit der AHV 
abzurechnen. Und dass die alleiner-
ziehende, sozialhilfeabhängige Mut-
ter, die dem Sozialdienst nicht mel-
det, dass ihr Sohn von seinem Götti 
zum Geburtstag ein Velo geschenkt 
bekam, ausgeschafft würde, ist bis-
her der Höhepunkt an Blödsinn, der 
gegen die Durchsetzungs-Initiative 
vorgebracht worden ist.

Widerstand!
Wie wenn das nicht genug des Un-
sinns wäre, sehen einige Professoren 
und Richter auch noch unsere De-
mokratie in Gefahr und stellen un-
haltbare historische Vergleiche an. 

Sie behaupten, das Volk habe nicht 
immer Recht und lassen den Schluss 
zu, sie könnten das besser. Wenn sich 
Professoren in der Anmassung von 
Unfehlbarkeit noch übertreffen, sei-
en sie daran erinnert, dass es Profes-

soren waren, die den Faschisten und 
Massenmörder Mussolini zum Eh-
rendoktor der Universität Lausanne 
gekürt haben. Und was nicht wenige 
Richter im Dritten Reich als willige 
Gefolgsleute des Scheusals Hitler 

und seiner Schergen mit zu verant-
worten haben, braucht hier wohl 
kaum näher erläutert zu werden. Sol-
che kriminellen Taten hat nie in einer 
demokratisch sauberen Abstimmung 
ein Volk beschlossen und schon gar 
nicht das Schweizervolk – es waren 
immer die sogenannten Eliten. Wenn 
dann heute eine Mehrheit von Volk 
und Ständen als „Pöbelherrschaft“ 
verunglimpft wird, ist das gegenüber 
unserer bewährten Demokratie und 
unserem Stimmvolk eine unglaubli-
che Frechheit. Auf eine solche Fehl-
entwicklung gibt es nur eine Ant-
wort: Widerstand! 

Alle gegen die SVP
Es wird interessant sein, ob diese im-
mer gleichen Kreise, die schon im 
Abstimmungskampf zum EWR-Bei-
tritt das Ende der Schweiz schwarz-
gemalt und die mit dem Versprechen 
„mehr Sicherheit und weniger Asyl-
bewerber“ für den Beitritt zu Schen-
gen/Dublin gegen die SVP geweibelt 
haben, gewinnen. Und ob sie wie bei 
der Abstimmung über die Personen-
freizügigkeit, wo diese Kreise eine 
Nettozuwanderung von 8-10‘000 
Menschen in Aussicht gestellt haben 
(in den letzten Jahren waren es durch-
schnittlich rund 80‘000), erneut eine 
Mehrheit finden. 

Opferschutz statt Täterschutz
Die Durchsetzungs-Initiative will, 
dass vorab wieder die Opfer ge-
schützt werden und nicht die Täter. 
Auch das Opfer ist ein Mensch und 
wenn immer von Menschenrechten 

Man könnte meinen, es gehe bei dieser Abstimmung um die Ausschaffung von Ahnungslosen. Absur-
de Beispiele dominieren derzeit die Diskussion, die in der Realität weder je eine Anzeige bei der Polizei 
noch je eine relevante Verurteilung und damit eben auch keine Ausschaffung zur Folge haben.
von Nationalrat Adrian Amstutz, Fraktionspräsident, Sigriswil (BE)

«Auch das Opfer ist ein 
Mensch und wenn immer 
von Menschenrechten 
gesprochen wird, dann 
gewichtet die SVP das 
Recht des Menschen, der 
vergewaltigt oder beraubt 
wurde, höher, als das 
Recht des Menschen der 
vergewaltigt und raubt.»

Das sind die Fakten:

Anteil Ausländer bei Tötungsdelikten: ..........
 57,7%

Anteil Ausländer bei Vergewaltigungen: .... 61,3%
Anteil Ausländer bei Einbruchsdiebstahl: ... 73,0%

 



«  

»

gesprochen wird, dann gewichtet die 
SVP das Recht des Menschen, der 
vergewaltigt oder beraubt wurde, hö-
her, als das Recht des Menschen der 
vergewaltigt und raubt. Wenn unsere 
sogenannten Eliten eine grosse Un-
gerechtigkeit und eine Zweiklassen-
justiz für Secondos, die hier geboren 
sind, orten, sei festgehalten, dass 
sich solche Secondos bei Unbeschol-
tenheit problemlos einbürgern lassen 
können, was dann nebenbei erwähnt 
aber auch die Militärdienstpflicht zur 
Folge hätte. Secondos, die lieber die 

Nationalität des Herkunftslandes ih-
rer Eltern behalten und nicht Schwei-
zer werden wollen, ist es wohl auch 
zumutbar, wenn Einzelne von ihnen, 
nachdem sie in einem rechtstaatlich 
sauberen Gerichtsverfahren wegen 
einer Straftat verurteilt werden, nach 
ihrer Strafverbüssung in das Land 
ausgeschafft werden, dem sie of-
fenbar mehr Wert beimessen als der 
Schweiz. 

Ja zur Durchsetzungs-Initiative
Letztlich gibt es für jeden Ausländer 

in der Schweiz eine ganz einfache 
Lösung: Er begeht keine kriminelle 
Taten und wird, wie die allermeis-
ten rechtschaffenen Ausländerinnen 
und Ausländer, nicht ausgeschafft. 
Und diese Verbrechensvermeidung 
ist dann auch der grösste Nutzen 
der Durchsetzungs-Initiative; Weni-
ger Verbrechen hinterlassen weniger 
Opfer, weniger Kriminelle verursa-
chen bei Polizei, Anwälten, Gerich-
ten, Psychiatern und Gefängnissen 
weniger Kosten. Darum klar JA zur 
Durchsetzungs-Initiative!

5Opferschutz statt Täterschutz

Die SVP hat am 29. Januar in Bern anlässlich einer Medienkonferenz die Gründe erläutert, welche für ein 
überzeugtes JA zur Durchsetzungs-Initiative sprechen. 

    Es ist erstaunlich, dass sich in der aktuellen Debatte gewisse Gut-
menschen so stark um das Recht der Mörder und Vergewaltiger sorgen, 
am Ort ihrer Verbrechen bleiben zu dürfen und sich im Gegenzug so 
wenig um das Wohl der Opfer kümmern. 

Staatsrat Oskar Freysinger, Vorsteher des Departements 
für Bildung und Sicherheit, Savièse (VS)



     JA zur 
Ausschaffung krimineller 

Ausländer 

Kriminelle Ausländer 
endlich ausschaffen!

aller
Tötungsdelikte 
werden von 
Ausländern verübt

aller 
Einbruchdiebstähle 
werden von 
Ausländern verübt

aller 
Vergewaltigungen 
werden von 
Ausländern verübt 

aller 
Gefängnisinsassen 
sind Ausländer

www.durchsetzungs-initiative.ch
SVP Schweiz, Postfach, 3001 Bern  |  Mit einer Spende auf PC 30-8828-5 unterstützen Sie unsere Arbeit. Herzlichen Dank.

Nur mit der 
Durchsetzungsinitiative …

58%

73%

61% 

73%

Das sind die Fakten:

werden ausländische Mörder, Vergewal-
tiger, Einbrecher und andere Kriminelle 
zwingend ausgeschafft, Wieder-
holungstaten verhindert und die Kosten 
deutlich gesenkt.  

können nicht wie heute Ausschaf-
fungen von Schwerverbrechern mit 
allerlei Ausreden verhindert werden. 
Die Sicherheit steigt massiv.

müssen jene Ausländer das Land ver-
lassen, die sich nicht an unsere Regeln 
halten und kriminell sind. Anständige 
Ausländer haben bei uns nichts zu 
befürchten.

Darum am 28. Februar: 



Nein zur Volksinitiative „Keine 
Spekulation mit Nahrungsmitteln!“

Ja zur Volksinitiative „Für Ehe und Familie – 
gegen die Heiratsstrafe“

7Abstimmungen vom 28. Februar

Die JUSO-Initiative ist kein Rezept, um den Hunger in der Welt zu be-
kämpfen. Die Initiative schadet der Schweizer Wirtschaft. Sie führt zu 
mehr Bürokratie, mehr Regulierungen und mehr staatlichen Kontrol-
len. Dadurch steigen die Kosten für Schweizer Lebensmittel. Statt den 
Ärmsten zu helfen, geraten so die Schweizer Bauern noch stärker unter 
Druck. Dies gefährdet nicht nur Arbeitsplätze, sondern auch die Ver-
sorgung mit einheimischen Nahrungsmitteln. Bei Annahme der Initiative 
wären über 12‘000 Arbeitsplätze in der Schweiz gefährdet! 

Das Begehren der Linken löst also keine Probleme, sondern fördert sie! 
Darum Nein zur JUSO-Initiative!

Nationalrat Erich Hess, Bern (BE)

Verheiratete Paare und eingetragene Partnerschaften wer-
den heute gegenüber Konkubinatspaaren bei den Steuern 
und den Sozialversicherungen benachteiligt. Bei gleichen 
Einkommens- und Vermögensverhältnissen bezahlen sie 
mehr Steuern und erhalten tiefere AHV-Renten. 

Durch die Initiative gegen die Heiratsstrafe wird diese jahr-
zehntelange Benachteiligung von Verheirateten und einge-
tragenen Partnern endlich abgeschafft. Deshalb empfehle 
ich Ihnen, die Initiative anzunehmen. 

HEIRATSSTRAFE  
ABSCHAFFEN!

JA STEUERLAST 
  AUSGLEICHEN!

heiratsstrafe.ch Volksabstimmung vom 28. Februar 2016
Nationalrat Hanjörg Walter,
Wängi (TG)



8 Delegiertenversammlung in Wil (SG)

Rund 400 Delegierte und über 150 Gäste haben sich am Samstag, 23. Januar in Wil, St. Gallen zur Delegiertenversammlung 
der SVP Schweiz versammelt. Ein klares Bild gab es bei der einstimmigen Unterstützung der Durchsetzungs-Initiative zur 
Ausschaffung krimineller Ausländer. 

Nationalrat Gregor Rutz unterstrich das Leid der Opfer und die grosse Ausländerkriminalität in der Schweiz. Ebenfalls 
wies er auf die grosse präventive Wirkung der konsequenten Ausschaffung krimineller Ausländer hin. 

2 x JA-Parolen
Die SVP hat am 23. Januar an der Delegiertenversammlung zwei Parolen im Hinblick auf die Volksabstim-
mung vom 28. Februar 2016 gefasst. Die Delegierten haben einstimmig mit 389 zu 0 Stimmen die Ja-Parole 
zur Durchsetzungsinitiative zur Ausschaffung krimineller Ausländer gefasst. Ebenfalls haben die Delegier-
ten mit 334 zu 25 Stimmen bei 1 Enthaltung der Abschaffung der Heiratsstrafe zugestimmt.

«Wenn ausländische 
Straftäter ein Delikt von 
einer gewissen Schwe-
re begehen, muss dies 
zwingend eine Landes-
verweisung zur Fol-
ge haben. Wer mehr 
Sicherheit, aber auch 
Rechtssicherheit will, 
tut gut daran, der Durch-
setzungsinitiative am 28. 
Februar zuzustimmen.»

Nationalrat Gregor Rutz (ZH)



9Endlich Sicherheit schaffen!

Bundesrat Ueli Maurer hatte 
seinen ersten Auftritt als Finanz-
minister vor den Delegierten sei-
ner Partei. Er warnte vor einem 
Ungleichgewicht im Staatshaus-
halt. Die Ausgaben seien den 
Einnahmen anzupassen. 

In den letzten 25 Jahren sei 
zwar die Verschuldung gesun-
ken, trotzdem seien die Staat-
sausgaben überproportional 
gewachsen. Wesentliche Kos-
tentreiber seien der Öffentliche 
Verkehr, der Umweltschutz, die 
Sozialausgaben und das Ge-
sundheitswesen. 

«Die Verschärfung der Bedrohungs-
lage, vor allem bezüglich Terroris-
mus, hat zu einem Umdenken in der 
Schweiz geführt. Man hat gemerkt, 
dass der Nachrichtendienst zur Be-
kämpfung dieser Bedrohung zu we-
nig gerüstet ist. Das ist der Grund, 
warum es ein neues Nachrichten-
dienstgesetz braucht.»

«Die SVP ist die eigentliche 
Familienpartei – diejenige 
Partei, welche die traditionel-
le Familie in ihrer wichtigen 
Funktion erfasst und wert-
schätzt und sich auch poli-
tisch immer wieder entspre-
chend für sie einsetzt.»

Bundesrat Guy Parmelin
 Chef des VBS

Nationalrätin Barbara Keller-Inhelder (SG)



Weitere Auskünfte: 041 799 50 00    OCoTex AG
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Agitation
<lat.> agitare – «betreiben», 

«verhandeln», «überlegen»
AG für Werbung und Public Relations

Wir freuen uns auf Sie!
Alexander Segert, Geschäftsführer 
Tel. 043 499 24 00 
info@goal.ch, www.goal.ch Wir wollen Ihren Erfolg

Die richtige Positionierung erarbeiten, die richtige 
Botschaft entwickeln, die richtige Visualisierung  
finden sowie die richtigen Massnahmen ergreifen – 
das sind die Voraussetzungen für erfolgreiche  
Kampagnen. Deshalb sind wir für unsere Kunden 
gerne Agitatoren.
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JA zum Gotthard – für 
Bevölkerung und Wirtschaft

Zuverlässig für die Schweiz und ihr 
Wirtschaftssystem
Wir brauchen die beste und nachhal-
tigste Lösung auf unseren Strassen. 
Vor allem auch für eine starke und 
wettbewerbsfähige Wirtschaft. Denn 
unsere Unternehmen sind auf ein gu-

tes und verlässliches Transportwesen 
angewiesen. Ein Existieren auf dem 
wirtschaftlichen Betätigungsfeld ist 
nur noch möglich, wenn die Güter 
zuverlässig, schnell und kostengüns-
tig transportiert werden können. Des-
halb benötigen wir neben der Schiene 
unbedingt und dringend auch den si-
cheren Transport auf der Strasse, und 
dazu gehört der Gotthardstrassentun-

nel. Es sind Schweizer Unternehmer, 
die für den Transport ihrer Güter auf 
gute und sichere Verbindungen ange-
wiesen sind. Sie dürfen nicht von den 
wichtigsten Märkten abgeschnitten 
werden. Es geht um viele Arbeitsplät-
ze, die auf dem Spiel stehen. 

Nein zu Scheinlösungen der Gegner
Die Gegner der zweiten Röhre am 
Gotthard wollen keine nachhaltige 
Sanierung. Sie haben eine einseitige 
und ungerechte Optik. In der ganzen 
Schweiz haben wir dichten Strassen-
verkehr, den alle mittragen müssen, 
weil auch alle profitieren. Die For-
derungen mit 6 – 8 Verladestationen 
sind bereits bei der ersten Sanierung 

teurer als eine zweite Tunnelröhre. 
Die Schweizer Wirtschaft ist nicht 
bereit, mit dieser Zwängerei für Ver-
ladeprovisorien Steuergelder in Mil-
liardenhöhe aus dem Fenster zu wer-
fen, weil diese Stationen nach der 
Sanierung wieder abgerissen werden 
müssen.

Ja zu mehr Sicherheit
Mit einer zweiten Röhre entsteht 
aus einem gefährlichen und langen 
Tunnel mit Gegenverkehr ein siche-
res Verkehrssystem. Langjährige 
Sperrungen des Tunnels werden ver-
hindert, damit entfällt auch der ge-
fährliche Umwegverkehr über die Al-
penpässe im Kanton Graubünden und 
im Wallis. Deshalb plädiere ich für 
ein überzeugtes JA, für einen siche-
ren Gotthard für unsere Wirtschaft, 
für unsere Schweiz.

Für die Schweizer Wirtschaft ist eine sichere und nachhaltige Sanierung des Gotthard-Strassentunnels 
von grosser volkswirtschaftlicher Bedeutung. Die wichtige Handelsverbindung Schweiz – Tessin - Italien 
muss unbedingt gewährleistet bleiben. Wie wir das tun, hat weitreichende Konsequenzen. 

«Unsere Schweizer Unternehmen brauchen 
eine sichere und zuverlässige Strassen- 
verbindung durch den Gotthard. Dazu braucht 
es eine Sanierung des Gotthard-Strassen- 
tunnels mit einer zweiten Röhre.»

Magdalena  
Martullo-Blocher 
Unternehmerin und 
Nationalrätin SVP 
Graubünden gotthard-tunnel-ja.ch

Überparteiliches Komitee «Gotthard Tunnel sicher JA», 3001 Bern

von Nationalrätin
Sylvia Flückiger
Unternehmerin 
Schöftland (AG)



Die Zahlen laufen aus dem 
Ruder. 39‘523 Asylgesuche 
wurden im vergangenen Jahr 

in der Schweiz gestellt. Dieses Jahr 
rechnet das zuständige Departement 
wieder mit mindestens 40‘000 Asyl-
gesuchen. Der Bund unternimmt 
nichts, um die Schweiz für Asylbe-
werber unattraktiv zu machen und 
die illegale Einwanderung zu ver-

hindern. Im Gegenteil: Die Mehr-
heit von Bundesrat und Parlament 
betreibt Symptombekämpfung. Dies 
zeigt auch die Tatsache, dass der ho-
hen Zahl neuer Gesuche nicht ein-
mal 9000 kontrollierte Ausreisen aus 
dem Asylbereich gegenüberstehen.

Neue „Verteidiger-Industrie“
Mit Änderungen im Asylgesetz wollen 
Bundesrat und Parlament Gratis-An-
wälte für alle Asylbewerber einführen. 
Die arbeiten freilich nicht gratis, son-
dern werden mit unserem Steuergeld 
finanziert. Somit wären Asylbewer-
ber besser gestellt als jeder Schweizer 

Bürger. Oder hat Ihnen schon mal je-
mand einen Anwalt bezahlt? Die Fol-
gen wären nicht nur tausende Rekur-
se gegen Asylentscheide, überlastete 
Gerichte und immense Mehrkosten 
jährlich, sondern vor allem eine neue 
„Verteidiger-Industrie“ auf Staatskos-
ten, die rund um die Asylbewerber 
aufgebaut würde. 

Asylchaos ausser Kontrolle
Die Zahl der Asylgesuche sank 
unter dem damaligen Justizminis-
ter Christoph Blocher auf unter 
11‘000 jährlich. Bereits ein Jahr 
später brachte es seine Nachfolge-
rin Eveline Widmer-Schlumpf be-
reits wieder auf 16‘000 Gesuche, 
lange vor der Syrien-Krise übri-
gens. Simonetta Sommaruga aber 
schlägt alle Rekorde und bringt die 

12 Asylgesetzrevision

Asylgesetzrevision: Ausdruck 
von Panik im Asylwesen
Dank einem Referendum der SVP wird am 5. Juni 2016 über Änderungen im Asylgesetz abgestimmt. Es 
gilt Gratis-Anwälte für Asylbewerber und Enteignungen von Liegenschaften für Asylunterkünfte zu verhin-
dern. Das Volk hat das letzte Wort bei dieser völlig verfehlten und kontraproduktiven Asylgesetzrevision.

«Die Explosion der 
Asylbewerber-Zahlen 
ist die Folge einer jahre-
langen, völlig falschen 
„Willkommens-Kultur“ 
und einer unverantwort-
lichen Politik der „offe-
nen Haustüren.»
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Kantone und Gemeinden an Ka-
pazitätsgrenzen bei der Aufnahme 
von Asylanten. 

Politik der „offenen Haustüren“
Die Explosion der Asylbewerber-
Zahlen ist die Folge einer jahrelan-
gen, völlig falschen „Willkommens-
Kultur“ und einer unverantwortlichen 
Politik der „offenen Haustüren“. 

Immer mehr EU-Länder verabschie-
den sich faktisch von den Schengen- 
und Dublin-Abkommen. Sie hören 
auf, Asylbewerber zu registrieren, 
befestigen ihre Landesgrenzen, kün-
digen die Einführung von Grenzkon-
trollen an oder legen jährliche Ober-
grenzen für Asylbewerber fest. 

Und was tut die Schweiz? Nichts. Die 
Verantwortlichen halten es nicht für 
nötig, Grenzkontrollen einzuführen, 
um illegale Migranten zurückzuwei-
sen. Sie klammern sich ans geschei-
terte Dublin-System. Auch die zur 
Abstimmung gelangende Revision 
baut auf diesem gescheiterten System 
auf und basiert damit bereits heute 
auf längst überholten Grundlagen.

Damit haben Bundesrat und Parlament 
– gegen den Willen der SVP – eine Re-
vision des Asylgesetzes beschlossen, 
die das Problem zusätzlich verschärft. 

Liegenschaften für Asylunter-
künfte enteignen
Angesichts der spürbar aufkommenden 

„Panik“ bei Bund und Kantonen, die 
nur noch mit Mühe und viel Kreativi-
tät neue Unterkünfte für das Auffan-
gen der Asylantenflut finden können, 
sieht das revidierte Asylgesetz sogar 
die Möglichkeit der Enteignung vor. 
Davon wird der Bund gegenüber 
den Kantonen oder Gemeinden bei 
der Errichtung von Asylunterkünf-
ten zweifellos Gebrauch machen, 
sollte er auf lokalen Widerstand 
stossen. Liegenschaften könnten so 
auch gegen den Willen der Besitzer 
zu Asylunterkünften gemacht wer-
den. Das grundlegende Recht auf 
Eigentum wird der Asylindustrie ge-
opfert. Und bezahlen müssten Lie-
genschaftenbesitzer ihre Anwälte 
natürlich selber. 

Schweizerische Asyltradition sieht 
anders aus
Echte, an Leib und Leben bedroh-
te Asylsuchende bekommen in der 
Schweiz Hilfe. Illegale Migranten, 
auf der Suche nach einem besseren 
Leben, sind konsequent zurückzu-
weisen. Das ist unsere schweizeri-
sche Asyltradition. Für diese Tradi-
tion kämpft die SVP. Gratis-Anwälte 
und Enteignungen brauchen wir dazu 
nicht. Deshalb am 5. Juni Nein zum 
Asylgesetz. 

2015 stellten 39‘523 Personen 
ein Asylgesuch in der Schweiz, 
15‘758 mehr als im Vorjahr. Die 
Schweiz war kein primäres Ziel-
land für Personen, welche über 
die sogenannte Balkanroute nach 
Europa gelangten, blieb jedoch 
ein wichtiges Ziel für Migran-
tinnen und Migranten der zentra-
len Mittelmeeroute (gibt sogar das 
Staatssekretariat für Migration zu). 

Doch genau von dort bilden Flücht-
linge nach Genfer Konvention 
schon lange eine Minderheit. Die 
grösste Gruppe sind nach wie vor 
die Eritreer, die aus einem Staat 
kommen, in dem es seit Jahren 
keinen Krieg mehr gibt. 

11’000

39’500
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Die Lage ist ernst: Wir stehen 
vor einem stillen Staats-
streich. Für Verwaltung, Re-

gierung und Parlamentsmehrheit ist die 
Missachtung des Volkswillens zur Ge-
wohnheit, wenn nicht zum Programm 
geworden ist. Der erbitterte Kampf 
gegen die Durchsetzungsinitiative von 
Politikern, Behörden, Verwaltung und 
Richtern ist ein deutliches Zeichen. 

Die anderen Parteien wollen die kri-
minellen Ausländer nicht ausschaffen 
(Härtefallklausel), obwohl Volk und 
Kantone vor über fünf Jahren unmiss-
verständlich die automatische Aus-
schaffung beschlossen haben.

Die Situation hat sich deutlich ver-
schärft, nachdem sich nun auch die 
höchsten Richter des Landes, die 
Recht sprechen sollten, auch nicht 
mehr an das von Volk und Ständen ge-
setzte Recht halten. Sie beginnen, sich 
mit Verweis auf internationales Recht 
über den schweizerischen Gesetzge-
ber zu erheben. Dabei sieht unsere 
Verfassung ausdrücklich vor, dass die 
demokratischen Entscheide Vorrang 
vor der rechtlichen Auslegung haben. 
Die Schweizerinnen und Schweizer 
wollen keinen Richterstaat. Denn 
sie wissen aus der historischen Erfah-
rungen, dass sich in Diktaturen gerade 

die Richter den jeweiligen Diktatoren 
schnell und bereitwillig an den Hals 
geworfen haben.

Alarmierende Beispiele für diese Ent-
wicklung sind neuere Entscheide un-
seres Bundesgerichts, speziell das 
verhängnisvolle Urteil vom 12. Okto-
ber 2012 über die Ausschaffung eines 
mazedonischen Drogenhändlers. Hier 
nahm das Bundesgericht erstmals un-
mittelbar Einfluss auf einen Gesetz-
gebungsprozess im Parlament und 
machte sich gewissermassen selbst 
zum Gesetzgeber, indem es generell 
fremdes Recht über das Landesrecht 
stellt und das Schweizer Volk entrech-
tet. Ein stiller zwar, aber dennoch ein 
Staatsstreich. Die neueste Begründung 
für die Missachtung des Volkswillens 
ist die Aussage von zwei ehemaligen 
und eines amtierenden Bundesrichters, 
man wende sich gegen die Diktatur der 
(Volks-)Mehrheit! Offenbar wollen 
die Bundesrichter eine Diktatur der 
Minderheit!

Weiter hat am 26. November 2015 das 
Bundesgericht entschieden, im Sinne 
einer „möglichst parallelen Rechtsspre-
chung“ die Praxis des Europäischen Ge-
richtshofs prinzipiell zu übernehmen; im 
Zweifel gilt also in Lausanne die Ge-
setzesauslegung der EU-Richter. 

Das Volk, der Gesetzgeber, ist also 
nicht mehr frei, sondern muss sich 
gemäss den Bundesrichtern nicht 
dem Verfassungsgesetzgeber son-
dern dem EU-Willen, dem inter-
nationalen Recht unterziehen. Wir 
müssen uns also nicht nur vor 
fremden Richtern hüten, sondern 
zunehmend auch vor den eigenen 
Richtern!

Darum ist die Volksinitiative der 
SVP, wonach das Schweizer Recht 
verfassungsmässig Vorrang vor dem 
internationalen Recht haben muss, 
so wichtig. Die richterliche Unab-
hängigkeit ist hochzuhalten, damit 
die Richter das tun können, was sie 
müssen, aber nicht, damit sie tun 
können, was sie wollen. Sie haben 
Recht zu sprechen, sich aber nicht 
über das legitimierte schweizerische 
Recht hinwegzusetzen. 

Die Aufgabe des Bundesgerichts ist 
in erster Linie der Schutz der Freiheit 
und der Rechte der Bürger. 

Die SVP muss jetzt in einem Vorstoss 
verlangen, dass sämtliche Bundes-
richter als Vertreter der dritten Ge-
walt vor der Vereinigten Bundesver-
sammlung vereidigt werden – genau 
wie die Bundesräte, der Bundes-
kanzler, die Parlamentarier und im 
Kriegsfall der General. Sämtliche 
Bundesrichter sollen vor den ver-
sammelten 246 Vertretern von Volk 
und Ständen „vor Gott dem All-
mächtigen“ schwören oder geloben, 
die schweizerische Verfassung und 
die schweizerischen Gesetze zu be-
achten und die Pflichten ihres Amtes 
gewissenhaft zu erfüllen.

Die Schweiz auf dem Weg zur Diktatur
Wer sieht, wie heute die Schweizer Gesetze, die schweizerische Ordnung, der schweizerische Gesetz-
geber, also der Schweizer Bürger, ausgehebelt und umgekrempelt wird, wer sieht, dass Behörden, 
Gerichte und vor allem internationale, ausländische Gesetzgeber immer mehr das Sagen haben, der 
muss zum Schluss kommen: Bundesbern hat den Weg in die Diktatur angetreten.
von Christoph Blocher, a. Bundesrat, Vizepräsident SVP Schweiz (gekürzte Fassung Albisgüetli-Rede 2016)

«Die richterliche Unabhängig-
keit ist hochzuhalten, damit 
die Richter das tun können, 
was sie müssen, aber nicht, 
damit sie tun können, was sie 
wollen.»



Jede Stimme zählt! 

Sprechen Sie mit Verwandten, Bekannten und Freunden und ermutigen Sie diese, 
wirklich an der Abstimmung zur Ausschaffung krimineller Ausländer teilzuneh-
men. Es wird auf jede Stimme ankommen.

Finanzieren Sie einen Flyer-Versand mit den Hauptargumenten der Durchset-
zungs-Initiative in alle Briefkästen Ihres Wohnortes oder Nachbarortes mit dem 
Online-Tool Flyer-überall:

Schreiben Sie einen Leserbrief und veröffentlichen Sie diesen in einer 
Zeitung Ihrer Region.

Unterstützen Sie die SVP finanziell, damit diese noch Inserate schalten kann 
PC: 30-8828-5 (oder bestellen Sie einen Einzahlungsschein: info@svp.ch 
oder 031 300 58 58).
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www.flyer-ueberall.ch/Durchsetzungs-Initiative/ 

Was können Sie alle tun?

Alle Informationen:  www.durchsetzungs-initiative.ch

Endlich Sicherheit schaffen!

JA zur 
Ausschaffung 
krimineller 
Ausländer 

www.Durchsetzungs-Initiative.chPC 30-8828-5


